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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2019/2020 vom Fachbereich V/
Rechtswissenschaft der Universität Trier unter dem Titel „Die ‚neue soziale Fra-
geʻ der Gewährleistung von angemessenem und bezahlbarem Wohnraum – Eine
rechtswissenschaftliche Betrachtung unter besonderer Berücksichtigung verfas-
sungsrechtlicher Fragen“ mit Stand 1. September 2019 als Dissertation ange-
nommen. Für die Veröffentlichung wurde die Arbeit weitgehend aktualisiert und
Veränderungen der Rechtslage bis zum 20. April 2020 berücksichtigt. Buchaufla-
gen wurden hingegen nicht aktualisiert. Bezüglich des Berliner Mietendeckels
konnten Verweise auf die im Schrifttum geführten Diskussionen ergänzt werden.
Aufgrund der großen Dynamik im Bereich der Wohnungspolitik empfiehlt es
sich, die Fassung und Geltung von Normen sowie die Entwicklung der Recht-
sprechung bei der Lektüre besonders im Blick zu behalten. Wenn ein Außerkraft-
treten von Verordnungen und anderen Regelungen noch in diesem Jahr absehbar
war, wurde dies vermerkt.

Die starke Aktivität des Gesetzgebers und der große Umfang an neuer Recht-
sprechung waren mitunter eine Herausforderung bei der Erstellung der Disserta-
tion. Dass sich die Arbeit einer Kernfrage sozialer Gerechtigkeit widmet, nämlich
welche Wohn- und damit welche Lebensbedingungen die Menschen in Deutsch-
land erwarten dürfen, hat mich zusammen mit meiner Begeisterung für das Ver-
fassungsrecht dennoch immer wieder motiviert, das Thema umfassend zu be-
leuchten.

 
Zur erfolgreichen Fertigstellung der Arbeit hat auch die hervorragende Betreu-
ung durch Herrn Professor Dr. Timo Hebeler beigetragen. Er hatte nicht nur für
fachliche Diskussionen stets eine offene Tür und hat dabei immer eine äußerst
angenehme Gesprächsatmosphäre geschaffen, sondern war in jeglichen Stadien
der Dissertation um bestmögliche Arbeits- und Rahmenbedingungen bemüht,
was sich zuletzt auch in einer sehr raschen Begutachtung der Arbeit zeigte. Für
diese Unterstützung und Förderung, sein Vertrauen sowie die große Freiheit, die
er mir bei der Themenfindung wie bei der Ausarbeitung der Arbeit gewährte,
danke ich ihm von ganzem Herzen.

Herrn Professor Dr. Henning Tappe sei herzlich für die äußerst zügige Erstel-
lung des Zweitgutachtens gedankt. Herrn Professor Dr. Franz Dorn danke ich
für die Übernahme des Prüfungsvorsitzes.
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Der Studienstiftung des Deutschen Volkes bin ich für die Unterstützung im Rah-
men eines Promotionsstipendiums zu Dank verpflichtet. Die VG Wort ermöglich-
te durch einen Druckkostenzuschuss die Drucklegung der Arbeit. Auch hierfür
bin ich sehr dankbar.

 
Um das Korrekturlesen der Arbeit haben sich Dr. Laura Buhr, Ammar Bustami,
Dr. Lisa Düerkop, Linda Lieber und Alina Schollmeier verdient gemacht. Dank-
bar bin ich ihnen nicht nur für ihre akribische Arbeit und viele hilfreiche Anmer-
kungen, sondern vor allem für ihre Freundschaft und Zuneigung.

 
Der größte Dank gilt jedoch meiner Familie. Ohne die unermessliche Unterstüt-
zung meiner Eltern wäre mir eine so umfassende akademische Bildung sowie per-
sönliche und berufliche Entwicklung nicht möglich gewesen. Mit liebevoller Für-
sorge und großer Anteilnahme haben meine Eltern Andrea Schollmeier und
Hans-Jürgen Schollmeier sowie meine Schwester Alina Schollmeier mich immer
auf meinem Weg begleitet und mir auch in schwierigen Lebensphasen, zuletzt in
selbstloser Weise nach einem schweren Unfall, beigestanden. Ihnen widme ich
diese Arbeit voller Liebe und Dankbarkeit.

 
Mainz, im April 2020

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Um die verschiedenen Geschlechter auch sprachlich abzubilden, wird dort, wo
aus Gründen der Lesbarkeit auf Formen des Singulars zurückgegriffen wird, ein
generisches Maskulinum (überwiegend in Teil 1 und 3) oder ein entsprechendes
Femininum (überwiegend in Teil 2 und 4) verwendet. Selbstverständlich sind
dann andere Geschlechter mitgemeint.
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HGO Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Be-
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Mindestlohngesetz (MiLoG) vom 11. August 2014, BGBl I,
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desrechtlicher Mieterschutzvorschriften (Mieterschutzver-
ordnung – MiSchuV) vom 09.07.2019, GVBl 2015, 458
(BY)

MV Mecklenburg-Vorpommern

Nds. niedersächsisches

NI Niedersachsen

NKomVG Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
vom 17. Dezember 2010, GVBl. 2010, 576

NW Nordrhein-Westfalen

NRW Nordrhein-Westfalen

OffensivG Hessisches OFFENSIV-Gesetz vom 20. Dezember 2004,
GVBl. I 2004, 488, 491
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PDS Partei des Demokratischen Sozialismus

PDS-LL Partei des Demokratischen Sozialismus/Linke Liste
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PlPr. Plenarprotokoll

PM Pressemitteilung

Ref-E Referentenentwurf

RESC Revised European Social Charter (= Revidierte Europäische
Sozialcharta)

RP Rheinland-Pfalz

SächsAGSGB Sächsisches Gesetz zur Ausführung des Sozialgesetzbuches
(SächsAGSGB) vom 6. Juni 2002, GVBl. 2002, 168, 169

SächsGemO Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächsische
Gemeindeordnung – SächsGemO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. März 2018, GVBl. 2018, 62, 63

SH Schleswig-Holstein

SL Saarland

SN Sachsen

ST Sachsen-Anhalt

TH Thüringen

ThürKO Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer
Kommunalordnung – ThürKO –) vom 28. Januar 2003,
GVBl. 2003, 41

UN GA Res Resolution der UNO-Generalversammlung

UN-Dok. UN-Dokument, abrufbar unter https://documents.un.org/

Urt. Urteil

v. vom

Verf. Verfassung

Verf. BY-E Entwurf einer Bayerischen Verfassung von 1946

Verf’in Verfasserin

VerfGHG Gesetz über den Verfassungsgerichtshof (Verfassungsge-
richtshofsgesetz – VerfGHG) vom 13. Dezember 1954,
GBl. 1954, 171 (BW) oder

 Gesetz Nr. 645 über den Verfassungsgerichtshof (VerfGHG)
vom 17. Juli 1958 in der Fassung der Bekanntmachung
vom 6. Februar 2001, Amtsbl. S. 582 (SL)

VO Verordnung

VU Versäumnisurteil
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WKSchVerlV HH
2014

Verordnung zur Verlängerung der Kündigungsschutzfrist
für Wohnraum (Kündigungsschutzfristverordnung) vom
12. November 2013, HmbGVBl. 2013, 458

WM Wohnungswirtschaft und Mietrecht

WVRK Wiener Übereinkommen vom 23. Mai 1969 über das Recht
der Verträge, BGBl. 1985 II, S. 927

ZP-EMRK Zusatzprotokoll zur Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten vom 20. März 1952, Be-
kanntmachung der Neufassung der Konvention vom 4. No-
vember 1950 zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten vom 22. Oktober 2010, BGBl. II., S. 1198
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